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Die allgemeinen gesellschaftlichen, kirchlichen und staatlichen Voraussetzungen für die Entstehung und Verbreitung des Pietismus

1. die gesellschaftliche Situation nach dem Dreißigjährigen Krieg

Durch Krieg und Pest große Bevölkerungsverluste. Bildung – insbesondere unter den BäuerInnen auf dem Lande– ist fast auf dem Nullstand angekommen. Besonders betroffen ist das Gebiet Ostpreußen.

Innerhalb des Adels große Diskrepanz zwischen dem im Prunk lebenden Hofadel und dem relativ armen Landadel. Letzter genießt nicht die intellektuell angehauchte Hofkultur (französisch beeinflusst), ist im Blick auf die Bildung rückständig und beschränkt sich darauf die lutherische Orthodoxie aufrecht zu erhalten. Der Hofadel vertritt eine tolerante Religionspolitik und ist konfessionell offen.

„In dem Maße, wie sich der wohlhabende Adel und der Staat von der Kirche emanzipierten, sank auch die soziale Stellung des Pfarrers. (...) Nach dem Dreißigjährigen Krieg wurde der Pfarrer wie alle übrigen Bürger vom Adel verachtet.“ (S.9)
.

In desolatem Zustand ist sowohl Handel als auch Zunftwesen. Große Bevölkerungsteile sind arbeitslos. Trotz wirtschaftlicher Flaute bemühen sich Leute im Bürgertum dem luxuriösen Lebensstil des Adels nachzueifern.

Der Staat versucht durch den Merkantilismus die Wirtschaft wiederzubeleben (u.a. Gründung von Manufakturen).

2. Die Krise der lutherischen Orthodoxie im 17. Jahrhundert

Verkürzung der Rechtfertigungslehre führt dazu, daß die Ansicht vertreten wird, daß der Glaube an den „Verdienst Christi“ für die Seligkeit ausreicht. Gute Werke und ein Leben in der Nachfolge werden als sekundär erachtet.

Aneignung des „Verdienstes Christi“ versichern sich die Menschen im Abendmahl. Dabei kommt es nicht auf die sittliche Beschaffenheit der Person an.

Alle Kraft der lutherischen Kirche wird in die „Orthodoxie“ investiert → zahlreiche Lehrstreitigkeiten. Statt Umsetzung des „Priestertums aller Gläubigen“ vergrößert sich der Abstand zwischen den in der „rechten Lehre“ unterrichteten Pfarrern/Gelehrten und den LaiInnen.

Lutherische Orthodoxie geht Bündnis mit dem Staat ein: Territorialkirchensystem. Landesherr ist Haupt der Kirche.

Patronatsrecht
 überlassen die ev. Reichskirchen zumeist dem landständigen Adel und den Magistraten.

Im Laufe des Dreißigjährigen Krieges breitet sich in den breiten Massen (insbesondere unter den Soldaten) eine konfessionelle bzw. religiöse Gleichgültigkeit aus.

1. „Gegner“ der offiziellen Kirche: Konjunktur haben Quietismus, Spiritualismus
 und Mystik. „Der Spiritualismus unterscheidet sich von der Orthodoxie grundlegend in seinem Heilsverständnis. Die Erlösung ist ihm nicht ein geschichtliches Ereignis, dessen man teilhaftig wird durch die Zugehörigkeit zur Kirche, sondern sie besteht in der „Wiedergeburt“ des wahren Menschen im Hier und Jetzt. Diese vollzieht sich in der Offenbarung durch den Geist, der das wahre innere Wesen des Menschen, den Adel der Seele, wiederbelebt.“

Diese spiritualistische Heilsverständnis wirkt sich auf die Ekklesiologie aus: Die wahre Kirche ist unsichtbar und kann sich konfessionsunabhängig in allen christlichen Kirchen „realisieren“ → konfessionelle Toleranz. Da die Wiedergeburt ein inneres Geschehen ist, ist jede Form der äußeren Gewaltanwendung sinnlos und verderblich. Weitere Forderungen der SpiritualistInnen:

· antihierarisches „Priestertum aller Gläubigen“

· Aufhebung der Ständeschranken

· Gewissensfreiheit

· Beseitigung der Heere, der Polizei, des weltlichen Rechts und des Staates

Die mystisch-spiritualistischen Erbauungsbücher (Tersteegen, Arnold, Arndt u.a.), die im 17.Jh. grassieren, beschleunigen die Privatisierung und Entkirchlichung des ev. Christentums. Höhepunkt der „enthusiastischen“ Bewegung zwischen 1690 und 1730.

Zudem dringt die westeuropäische Aufklärung bzw. Vor-Aufklärung (Descartes, Spinoza, engl. Deismus etc.) als 2. „Gegnerin“ der Kirchen nach D vor. Diese Bewegung bleibt jedoch weitgehend auf die oberen Stände beschränkt.

3. Der Staat und die religiöse Toleranz

Gewinner des Dreißigjährigen Krieges: Reichsfürstenstand. Den Herrschern reichsunmittelbarer Gebiete gelingt es sich nach innen unabhängig zu machen (Adel bis Bauerntum ist zu geschwächt, um sich zu wehren, s.o.). Durch Errichtung zentraler Verwaltungsbehörden und stehender Heere entstehen absolutistisch strukturierte Klein- und Mittelstaaten.

Die Toleranzpolitik des brandenburg-preußischen Staates steht zum einen (1) im ursächlichen Zusammenhang mit der merkantilistischen Wirtschaftspolitik → Zuzug von ausländischen HandwerkerInnen etc., ohne Rücksicht auf jeweiligen Glauben

1667 unter Kurfürst Friedrich Wilhelm:
SozinianerInnen aus Polen

1685 „Potsdamer Toleranzedikt“:

HugenottInnen

weitere tolerierte Gruppierungen:

MenonitInnen







kleinere Sekten

„Von den Geistlichen aller Konfessionen forderte der Große Kurfürst, daß sie ihre Gemeinden zum sittlichen Leben aufforderten und die Ehebrecher, Trunkenbolde, Wucherer und Geizigen von der Kanzel straften, statt gegen die Dogmen Andersgläubiger zu polemisieren. Er legte größeren Wert auf „anständige Staatsbürger" als auf „rechtgläubige Konfessionsangehörige“. Neue Schulen und Lehrbücher waren ihm lieber als neue „Konkordienbücher“.“

Zum anderen (2) mit der Konfessionspluralität des Landes:

1613 Kurfürst Johann Sigismund tritt unter Verzicht auf das ius reformandi zur reformierten Kirche über.

Die Toleranzpolitik führt jedoch nicht zur Trennung von Kirche und Staat, sondern im Gegenteil, zur Einführung des Systems des Territorialismus
 (unumschränkte Unterordnung der Kirche unter den Staat, Landesfürst ist unumschränkter summus episcopus). Der Große Kurfürst beansprucht die Kirchenhoheit über alle drei Konfessionen, einschließlich der katholischen, als ein Attribut der Staatshoheit. Der Kurfürst beschränkt sich nicht auf die Iura circa sacra, sondern greift auch in die Iura in sacra ein.

· lutherischen Geistlichen wird Eid auf Konkordienformel verboten

· Friedrich III. 1698: KommunikantInnen
 dürfen nicht mehr zum Ablegen der Privatbeichte vor dem Abendmahl gezwungen werden (keine Exkommunikation als mächtigstes Mittel der Kirchenzucht mehr möglich!)

· Reformierte Kirche: Verzicht auf Prädestinationslehre, kein „Exorzismus“ bei Taufe

· Krönung der brandenburg-preußischen Kirchenpolitik: Union zwischen Lutherischen und Reformierten

Lutherische Orthodoxie, im Bunde mit den Landständen, wehrt sich gegen diese Kirchenpolitik. Vgl. auch ihre Unternehmungen gegen die Calixt’schen Unionspläne, die von Brandburg-Preußen unterstützt wurden.

„Den Hohenzollern fehlte freilich bis 1690 noch immer eine kirchentreue Bewegung innerhalb des Luthertums, die aus geistig religiösen Gründen auf die konfessionelle Polemik verzichtete und statt dessen die sittliche Erbauung des Menschen, seine Erziehung zum lebenstüchtigen Staatsbürger betrieb.“ → „natürliche Konsequenz“: Öffnung der Landesgrenzen für den in anderen Gebieten „bedrängten“ Pietismus. „Das letzte Ziel des Pietismus, die „Wiedergeburt“ der Einzelseele, lag zwar außerhalb des staatlichen Interesses, aber die sozialen Folgen der „Bekehrung“, ein sittenstrenges Leben und die Bewährung der „Heiligung“ im Alltag, stimmten vollauf mit den Absichten des Staates überein.“

4. Der Berliner Hof unter Kurfürst Friedrich III. und seine religiösen Anschauungen

Die Mitglieder der Berliner Regierung stammen durchwegs nicht aus der eingesessenen Hocharistokratie Brandenburg-Preußens – viele kommen sogar aus dem Bürgertum und werden nachträglich geadelt. Sie sind also weder mit den Landständen Brandenburg-Preußens verwandt, noch teilen sie deren konfessionelle, lutherische Orthodoxie. „Das eigentliche geistige Interesse dieser Hofgesellschaft wandte sich den Ethusiasten und Rationalisten zu.“
 Folgende Mitglieder der Berliner Regierung unterstützen den halleschen Pietismus und stehen mit Francke
 im Briefkontakt:

· Paul Fuchs („Chef der Staats-, Justiz-, Lehns-, und Gnadensachen“; Direktor des Kirchen- und Schulwesens etc.)

· Johannes Andreas Kraut (Handelsminister)

· Georg Rudolf von Schweinitz

· Eberhard Danckelmann (Premierminister bis 1697)

· Daniel Ludolf Danckelmann (Generalkriegs-Kommissar)

„Kurfürst Friedrich III. war zwar meilenweit davon entfernt, ein Schwärmer oder gar ein Pietist zu sein, aber in seinen religiösen Anschauungen stand er doch dem Pietismus näher als seine Lebensführungen vermuten läßt.“

Das „Reich Gottes“ und die „Welt“ in der Theologie Philipp Jakob Speners

Die geistige Welt des Pietismus im Hinblick darauf, welche Elemente in ihr mit den Reformbestrebungen des Brandenburg-Preußischen Staates übereinstimmen.

1. Die Überwindung der Sünden durch die „Wiedergeburt“

Spener erkennt früh die Tendenz der „Verweltlichung“ der Gesellschaft. Zudem kennt er die Kirchenkritik und andere Anregungen der SpiritualistInnen. Mit seinem Ansatz schafft er einen Ausgleich zwischen Spiritualismus und orthodoxem Luthertum:

Orthodoxie: drei luth. Hauptdogmen (sola gratia, sola scriptura, sola fide)

Spiritualismus: Lutherische Reformation blieb jedoch in ihren Grundzügen stecken. Der Reformation der Lehre muß eine Reformation des Lebens folgen.

„Reformation des Lebens“:

1. Erneuerung der Predigt: Predigt von der Erneuerung des Glaubens, der „Wiedergeburt“ etc.

2. Akzentverschiebung in der Rechtfertigungslehre auf die Forderung nach der „Wiedergeburt“: Wiedergeburt (nicht Gefühl oder Verstand werden gewandelt, sondern der Wille) setzt Prozeß der grundlegenden Erneuerung in Gang → der Mensch vereinigt sich mit Gott in der Tat des Gehorsams gegenüber seinen Geboten (zentral sind: Selbstverleugnung – menschlicher Wille hat zugunsten des göttlichen Willens zu weichen – und Nächstenliebe).

Anthropologie und Hamartiologie:

Spener bestreitet nicht die Erbsünde, jedoch verlegt er das Gewicht von der ontologischen Qualität der/des SünderIn-Sein, auf die konkrete Einzelsünde. „Das moralische Element des Sündenbegriffs (die Abweichung von bestimmten Geboten) wird betont in den Vordergrund geschoben, seine religiös-metaphysische Komponente (Sünde als Zustand der Trennung von Gott und Vergötzung des eigenen Ichs) tritt zurück.“ Von dieser Position her ist es leicht, auch die Dinge zu verwerfen, die zwar nicht an sich Sünde sind, sondern dazu animieren können (sog. „Mitteldinge“ wie Tanzen, Kartenspielen, Trinken, Romanlektüre).

Speners Theologie zielt auf die diesseitige Vollkommenheit des Lebens der Gläubigen.

Bereits im Diesseits ist es nach Spener möglich die „Welt“ zu überwinden.

Gottesbild:

Im Vergleich zu Luther ist bei Spener Gott der Ursprung der Liebe und des Friedens. Er ist „humaner“, freundlicher und weniger richtend. Er ist gegen die calvinistische Prädestinationslehre, da sie seinem Gottesbild widerstreitet.

Insgesamt ist Speners Theologie von einer optimistischen Sicht bestimmt. Er verbringt sein Leben in der „Hoffnung künftiger besserer Zeiten“. Er erwartet den Untergang des Papsttums und prophezeit die Ausbreitung des Christentums über die ganze Erde samt Juden“bekehrung“.

2. Der Staat und die Gewissensfreiheit

Spener und Francke bekennen sich ausdrücklich zum „Gottesgnadentum der Obrigkeit, zur Gehorsamspflicht der Untertanen und zur Drei-Stände-Lehre, soweit sie sich auf das gesellschaftliche Leben bezog.“ Orthodoxe Angriffe unterstellen ihnen dagegen eine staatszersetzende Lehre.

Beide arbeitenden daran, gemeinsam mit dem brandenburg-preußischen Staat die Welt dem „Reiche Gottes“ (wie sie es verstanden) anzunähern. Dies ist die notwendige Konsequenz ihres ethischen Perfektionismus.

Nach Spener ist die erste Voraussetzung dieser Reichgottes-Ausbreitung die Gewissensfreiheit des Menschen gegenüber Staat und Kirche (= religiöse Begründung der Gewissensfreiheit). „Vornehmlich durch diese Tat erwarb er sich das Vertrauen des brandenburg-preußischen Staates.“ („Herzensglauben“ ist höher zu gewichten als das theologische, „äußere“ Bekenntnis!).

Für Spener ist das Gewissen das eigentliche Organ der Religion. Gewissenszwang ist von daher ein Eingriff in göttliche Rechte. Irrtümer in der Religion können nach Spener nicht durch Gewalt, sondern durch bessere geistige Erkenntnisse überwunden werden. „Nur durch die Liebe kann der Mensch seinen Nächsten dem Reiche Gottes zuführen.“

3. Speners Lehre von der Toleranz gegenüber Andersgläubigen

Gewissensfreiheit
= Freiheit vom äußeren Zwang in Glaubensdingen (gilt nach Spener für JüdInnen, MoslemInnen u.a.)

Toleranz
= geistige Anerkennung fremder Religionen. Sie hat ihre Grenzen darin, dass Spener die sichtbaren Kirchen zugunsten des wahren Christseins („Herzensglauben“) abwertet. Zudem gelten als sichtbare Kirchen nur christliche, nicht auch außerchristliche Religionsgemeinschaften.

Vorwurf an Spener:
dogmatischer „Indifferentismus“

Gegenüber dem Papsttum vertritt Spener eine rigorose Einstellung, er kritisiert Papsttum und katholische Kirche vor allem im Blick auf die Stellung der Lehre neben der Bibel als Grundlage des Glaubens („Gewissensterror“). Er unterscheidet jedoch zwischen Institution und den einzelnen Gläubigen, letztere können durchaus „wiedergeboren“ werden.

4. Speners Ansichten über das Verhältnis von Staat und Kirche

Da u.a. der Staat Prediger hauptsächlich nach ihren Zwecken berufen und einsetzen, vertritt Spener 1675 zunächst eine Trennung von Staat und Kirche. Da viele der Konventikel, sie sich auf Speners Anregen überall im Lande ausbreiteten, zusehends unter Führung separatistischer Radikalen kamen und sich von den lutherischen Landeskirchen lossagten, wandelte sich Speners Verständnis vom Kirche-Staat-Verhältnis. „Um die separatistische Entwicklung abzuwenden, verlegte Spener 1682 seine collegia pietatis in die Kirche und verzichtete schließlich praktisch überhaupt auf seine Forderung nach Konventikeln.“ Die Erfahrungen der Verfolgung pietistischer Kreise in Hamburg zwischen 1690 und 1695 durch „orthodoxe Amtsbrüder“ (Spener unterstützte seine pietistischen Glaubensgenossen eifrig, indem er für die Glaubensfreiheit eintrat) und in Augsburg 1691, führten dazu, dass Spener „unter dem Kirchenregiment einer aus merkantilistischen Gründen tolerant gesonnene Obrigkeit bessere Möglichkeiten für die Gewissensfreiheit und die Entfaltung des wahren christlichen Glaubens als in der ungeschwächten Herrschaft der orthodoxen Geistlichen über die Kirche“ sieht. „Nachdem die Kämpfe zwischen der halleschen Stadtgeistlichkeit und August Hermann Francke 1692 deutlich werden ließen, daß der Pietismus auch in Brandenburg-Preußen sich nur mit Hilfe des Staates gegen die Übermacht der Orthodoxie behaupten konnte, stellte Spener seinen Widerstand gegen das Summepiskopat der Fürsten und das kirchenrechtliche System „Territorialismus“ vollends ein.“

5. Die sozialen Pflichten in der Spenerschen Ethik

„Selbstverleugnung und tätige Nächstenliebe machen für Spener das Leben des Gläubigen aus.“ Seine Ethik entwirft er anhand der Bergpredigt. Da ihm aber eine revolutionäre Weltveränderung fern liegt, ist er im Blick auf die ihm vorschwebende Sozialreform zu Kompromissen mit dem Staat, der „harten, unchristlichen Wirklichkeit“ bereit.

a) Die Pflichten des Staates gegenüber der Gesellschaft

Spener bestreitet zwar nicht das Gottesgnadentum des politischen Machthabers, sieht ihn und den Staat aber zum Wohle und zum Schutz der „Untertanen“ da und verwirft jedes absolutistische Machtbestreben. Er befürwortet zwar die Reglementierung der fürstlichen Macht durch die Landstände, unterstützt de facto aber ihre politische Entmachtung, indem der Pietismus – um sich behaupten zu können – mit dem brandenburg-preußischen Staat zusammengeht.

Speners Weltsicht vermisst jegliche revolutionäre Töne. Er ruft die Untertanen zu absoluten Gehorsam auf.

Als gerechter Krieg sieht er den Verteidigungskrieg an. Diesen haben auch die christlichen Söldner zu führen. Jedoch müssen sie sich nach Möglichkeit – so Gott es ihnen ermöglicht – sich von einer anderen Art der Kriegsführung fernhalten.

b) die Pflichten des Einzelnen gegenüber der Gesellschaft

1) Berufspflicht
Berufspflicht besitzt jeder (jede auch?). Müßiggang ist nicht erlaubt. Die Ausübung eines Berufes steht im Zusammenhang des Allgemeinwohles. Jede Art von Eigennutzen, Ansammlung von Geld, Übermäßige Arbeit für den Eigengewinn etc. ist zu unterlassen.

Reichtum als ein Zeichen göttlicher Gnade zu betrachten, hält Spener für abwegig.

2) Der Verzicht auf die Mitteldinge und die Pflicht zur Sparsamkeit

Adiaphora (s.o., Tanz, Kartenspiel etc.) halten vom Tun des göttlichen Gebote ab und sind daher zudem ein „Einfallstor für Sünden“. Sie sind zu unterlassen.

3) Eigener Besitz ist zum Wohle der Anderen einzusetzen

c) Die Pflichten der Gesellschaft gegenüber den Einzelnen

Spener ist im Blick auf (städtische) Armut gegen das Geben von Almosen. Statt dessen sind die Menschen mit Arbeitsplätzen, mit Arbeit zu versorgen. „Spener stimmt hier ganz mit den Prinzipien des Merkantilismus überein, der bestrebt ist, allen Menschen mit Arbeit zu versorgen, um so durch ein hohes Angebot von Arbeitskräften einen Druck auf die Löhne ausüben zu können. Dadurch verbilligt sich die Produktion, und die Exportchancen für die hergestellten Waren steigen.“

Arbeitsunwillige sind zur Arbeit zu zwingen. Waisenkinder sind zu unterrichten und „zu nützlichen Mitglieder der menschlichen Gesellschaft zu erziehen.“

Speners Ansichten sind insofern modern, dass er die Armenfürsorge nicht als rein kirchliche Aufgabe betrachtet, sondern den Staat mit in die Verantwortung hineinzieht.

Berlin:

1702 Armenhaus „Großes Friedrichshospital“, aus ihm wächst die Charité, ein Waisenhaus und ein „Irrenhaus“/eine Psychatrie. 

Spener ist bis zu seinem Tod 1705 Mitglied des Kuratoriums. Er sorgt dafür, dass zu Informatoren und Inspektoren hallische Studenten berufen werden.

„Nach dem Vorbild, das Spener in Frankfurt und Berlin und August Hermann Francke in Halle gegeben hatte, entstanden in vielen Orten Deutschlands neue Armen- und Waisenhäuser
, deren Gründer vielfach mit Spener und Francke freundschaftliche Briefe austauschten oder aus Halle ihre Inspektoren empfingen.“

Der Abschluß des Bündnisses zwischen dem preußischen Staat und dem halleschen Pietismus 1691-1692

1690-92 Spener gerät in Dresden in Konflikt mit dem sächsischen Kurfürsten

1689 Francke wird aus Leipzig (von der theol. Fakultät) vertrieben (Sachsen)

1690 Nochmalige Vertreibung Franckes von seiner Diakonatsstelle in Erfurt

1690-95 Kampf zwischen Orthodoxie und Pietismus in Hamburg

2.3.1692 Herzog Anton-Ulrich in Braunschweig-Lüneburg verbietet die pietist. Bewegung

„rettende Wende“

21.3.1691 Berufung Speners nach Berlin zum Probst und Konsistorialrat der Nicolaikirche durch Kurfürst Friedrich III. Spener setzt sich umgehend für seine pietistischen FreundInnen ein.

· seit 1691 ist Brandenburg-Preußen das „Schutzdach über dem verfolgten Pietismus“

„Am folgenreichsten für den preußischen Staat wie für den Pietismus war der Entschluß der Berliner Regierung, in Halle a.d. Saale eine neue Universität zu gründen und die theologische Fakultät mit Pietisten zu besetzen.“

Universitäten in Brandenburg-Preußen:

· Frankfurt an der Oder (reformiert)

· Duisburg (reformiert)

· Königsberg (lutherisch)

· Brandb.-Preußen braucht seit langem lutherische Uni in zentraler Lage, um konfessionell tolerante Predigerkanditaten auszubilden

· Wittenberg, Leipzig, die „nächsten ausländischen“ Unis sind Hochburgen der luth. Orthodoxie. „Der Besuch der Wittenbergischen Universität war brandenburgischen Landeskindern seit 1662 untersagt, denn tolerante Pfarrer konnten von dort nicht erwartet werden.“

„Wollte man einer toleranten Theologie, die sich auf ethische Fragen konzentrierte, der neuen Jurisprudenz, in deren Mittelpunkt die Ausbildung des Natur- und Staatsrechtes stand, und der durch Descartes hervorgerufenen modernen Philosophie zum Siege verhelfen, so empfahl es sich dringend, eine neue Universität zu stiften.“

24.6.1991 kurfürstl. Erlaß zur Universitätsgründung (Ritterakademie in Halle sollte umgewandelt werden)

Unmittelbarer Anstoß kommt von Christian Thomasius, der sich juristisch für den Pietismus während den Leipziger Unruhen einsetzt.

10.3.1690 durch sächs. Regierung erhält Thomasius Vorlesungsverbot in Leipzig, dieser flieht nach Brandenburg

4.4.1690 Thomasius wird zum kurfürstlichen Rat und Prof. des gesamten Rechts an der zukünftigen Uni in Halle ernannt. „Thomasius vereinte alle dem brandenburgischen Staate wünschenswerten Eigenschaften in sich. Auf dem Gebiete der Religion setzte er sich für allgemeine Toleranz und für die Union zwischen Reformierten und Lutheranern ein; in der Rechtswissenschaft lehrte er die Notwendigkeit der Ausbildung des öffentlichen Rechts, wodurch er den Absolutismus theoretisch fundamentierte.“
Theologische Fakultät wird ab 1691 aufgebaut:

· D. Joachim Justus Breithaupt erhält den ersten Lehrstuhl für Theologie (wahrscheinlich auf Empfehlung Speners)

· Francke wird „Professor Graecae et Orientalium Linguarum“ und Pastor in der Vorstadt Glaucha. Für diese Position Franckes machte sich der Geheime Kammer- und Finanzrat Christian Friedrich Kaut stark. Seine endgültige Berufung verdankt Francke Veit Ludwig von Seckendorff („Geheimer Rat“) und dem brandenburgischen Premierminister Eberhard von Danckelmann. Letzter unterzeichnet, nachdem er durch die Predigt Franckes hin und weg ist, am 22.12.1691 dessen Berufungsurkunde. Er sicherte Francke den brandenburgisch-preußischen Beistand im Blick auf die zu erwartenden Auseinandersetzungen mit den Ständen und der Regierung des Hzm. Magdeburg zu.

„Als strenge Lutheraner und besorgt um die Erhaltung der feudalistischen Gesellschaftsordnung empfand es der magdeburgische Adel als besonders bitter, Steuern bewilligen zu sollen für eine Institution, an der Thomasius den Staatsabsolutismus anpries und die Pietisten für konfessionelle Toleranz plädierten.“

Der erste Streit Franckes mit der orthodoxen Stadtgeistlichkeit Halles (1692)

Herzogtum Magdeburg

· ursprünglich ein Bistum, Erzbischof Sigismund von Hohenzollern (1552-1568) führte die Reformation ein, seither wird das Land von evangelisch-lutherischen „Administratoren“ geleitet

· „Administratoren“ werden vom protestantischen Domkapitel in Magdeburg gewählt

· Fehlen eines Erbrechts, der Wechsel zwischen brandenburgischen und sächsischen Herrschern, das uneingeschränkte Wahlrecht des Domkapitels von Magdeburg begünstigte die Ausbildung eines Ständestaates, der praktisch einer Adelsrepublik gleichkam

· Bürgertum der Städte hatte kaum politischen Einfluß

· In Halle befindet sich dagegen der Sitz der landesherrlichen Regierung, in ihrer Hand liegt die Polizei und Justiz, sie bildet eine Art „neutraler Posten“ zwischen den Fürsten und den Ständen, da sie zu beiden Seiten in Abhängigkeit steht → für absolutistische Politik unbrauchbar

· für die Politik der Stände maßgebend waren sowohl die Interessen des Adels als auch die Wünsche der lutherischen Orthodoxie

Brandenburg-Preußen

· nach dem Tod des „Administrators“ Herzog August von Sachsen geht das Hzm. Magdeburg 1680 an Brandenb.-Preußen

· um politisch ihre Macht durchzusetzen bedient B-P sich der ihr unmittelbar unterstehenden Kriegskommissariate und der Amtskammern, beiden Institutionen werden immer mehr Verwaltungsfunktionen der Magdeburger Regierung zugeordnet

· „in Berlin war man von Anfang an entschlossen, den Einfluß der Stände auf die Landesregierung und die Herrschaft der lutherischen Orthodoxie zu beseitigen“

· Gottfried von Jena (reformiert) wird Kanzler des Herzogtums

· 1680 Errichtung eines Konsistoriums (zwei lutherische, ein refomierter, ein weltlicher Rat), das der Landesregierung in Berlin angegliedert ist und das de facto das Patronatsrecht der Stände wesentlich einschränkte

· Superintendenten werden ab jetzt vom Kurfürsten selbst berufen

Halle und die orthodox-pietistischen Auseinandersetzungen bis 1692

· Halle war infolge von Dreißigjährigem Krieg, Pest (1681) und zwei Stadtbränden wirtschaftlich bankrott, menschenleer und gesellschaftlich-sozial in einem desolaten Zustand

· um dem fortschreitenden Ruin Halles entgegenzuwirken weißt Friedrich III. ab 1685 Glaubensflüchtigen (HugenottInnen, PfälzerInnen) die Stadt als Aufenthaltsort zu → wirtschaftlicher Aufschwung (Tuch- und Wollindustrie etc.)

· Problem: Kontroverse zwischen Lutherischen und Reformierten in Halle und Aversion der lutherischen Orthodoxie gegen die tolerante Religionspolitik B-Ps

· Albrecht Christian Roth (1651-1701), Archidiakon an der Ulrichskirche ist einer der heftigsten Gegner von kurfürstlicher Politik und Pietismus

· öffentliche Predigt – gegen Thomasius gerichtet – führt zu einem „furchtbaren Donnerwetter des Kurfürsten“

· der Magdeburger Regierung und dem Konsitorium (beide pro Roth) werden die Predigerberufung untersagt

· Roth ist nicht einzuschüchtern: gegen Christian Thomasius gerichtete „Schmähschrift“ „Imago Pietismi...“ in der er die Mißbräuche und Irrtümer des Pietismus auflistet (1691)

· Veit Ludwig von Seckendorff übernimmt in einem Werk 1692 die Widerlegung der Schrift

· „Das Kollegium des brandenburgischen Geheimen Rates sah Seckendorffs Apologie durch, gab seine Zustimmung und machte damit die Verteidigung des Pietismus zur Staatsaktion.“ Ziel: Eingreifen in die Verhandlungen des kursächsischen Landtages, der sich seit geraumer Zeit gegen den Pietismus stellt

· 7.1.1692 kurfürstliches Verbot in der Mark Brandenburg gegen die Pietisten von der Kanzel zu predigen

· Francke nach seiner Ankunft 1692 in Halle:

· energische Maßnahmen zur Aufrichtung der Kirchenzucht und zur Bekämpfung der religiösen Unwissenheit

· Leute mit lasterhaftem Lebenswandel werden vom Abendmahl ausgeschlossen

· Verschärfung der Beichtstuhlpraxis

· Katechismusunterricht wird verstärkt

· Beginn von collegia pietatis

→
reger Zulauf

· Resultat: Angriff der Stadtgeistlichkeit gegen den Pietismus

· „Auf Anraten des Geheimen Rates und Domherrn zu Magdeburg, des Freiherrn Georg Rudolf von Schweinitz, wandte sich Francke an den Kurfürsten mit der Bitte, seinen Streit mit den Beichtkindern und der Stadtgeistlichkeit durch eine staatliche Kommission unter dem Vorsitz von Veit Ludwig von Seckendorff untersuchen zu lassen. Nach irgendwelchen Gewissensbedenken, einen innerkirchlichen Streit durch den Machtanspruch des Staates entscheiden zu lassen, sucht man bei Francke vergebens.“ Der Kurfürst geht auf Franckes Wunsch ein (Untersuchungsausschuss: Seckendorff, Gottfried von Jena, Kaspar Kreutzing)

· Verschärfung der Auseinandersetzung erfolgt durch das Bekanntwerden der Verbindung Franckes/der Pietisten mit Prophetinnen und Visionärinnen aus Halberstadt (Catharina Reineke; Anna Margarethe Jahn), Quedlinburg (Anna Eva Jacobs), Erfurt (Anna Maria Schuchart) und Lübeck (Adelheid Sybilla Schwarz; Franckes Jugendfreundin „Debora“). Als Francke erkennt, daß diese Verbindung zu den Frauen, deren Visionen er zuvor als „schöne Exempel der Güte Gottes“ bezeichnete, für seine Unternehmungen schädlich ist, distanziert er sich darauf öffentlich vom „Schwärmertum“ in Form dieser Frauen und insgesamt vom radikalen, zur Separation neigenden Pietismus.

· Nach einigem Hin und Her, weiteren Vorwürfen von seiten der Stadtgeistlichkeit und etlichen Verteidigungen von Seiten Franckes und Breithaupts wird der erste Konflikt in dem „Rezess“ vom 27.11.1692 durch die kurfürstliche Kommission geschlichtet.

· „Freilich hatte sich die Orthodoxie nur äußerlich der Autorität Seckendorffs und der Macht des brandenburgischen Staates, die dahinter stand, gebeugt.“

· In den folgenden Jahren folgten weitere Auseinandersetzungen. Zu einem zweiten großen Konflikt kam es 1699/1700, ausgelöst durch die Kanzelpolemik Franckes gegen die hallische Stadtgeistlichkeit, verstärkt durch die Kritik der Landstände und der Zünfte an seinen wirtschaftlichen Unternehmungen. Der Streit wurde wiederum durch eine brandenburg-preußische Schiedsrichtskommission unter dem Vorsitz von Johann Fischer, dem Generalsuperintendenten vom Hzm. Magdeburg, durch einen Rezess vom 24.6.1700 geschlichtet. Dieser weitere Rezess brachte die entscheidende Wende für Francke. Jedoch erst unter Friedrich Wihelm I. wird die Orthodoxie „vernichtend geschlagen“, u.a. dadurch, daß Francke 1714 auf die Stadtpfarrstelle St. Ulrich berufen wird.

Die Begründung und Entwicklung der Franckschen Anstalten

Franckes soziale Reformpläne intendieren einen grundlegenden Neubau der Gesellschaft. „Die Wurzel aller äußeren sozialen Übel sollte ausgerottet werden, und als diese galt ihm die Armut und die schlechte Erziehung.“ Eine zentrale Stellung nimmt dabei die Reform der Pädagogik ein (→ Erziehungsgedanke)

Ab 1695 erfolgt der kontinuierliche Ausbau und Aufbau von Schulanstalten, orientiert am Drei-Stände-System:

· Armenschule – Waisenhaus

· Armenschule gegründet 1695 mit „4 Talern 16 Groschen“

· bald erfolgt die Umwandlung der Armenschule in ein Internat, da Francke feststellte, daß: Zitat: „außerhalb der Schule wieder verderbt ward, was man in der Schule gebaut hatte“

· Beginn 9 Waisen, die bei Freunden unterbracht wurden (Aufsicht hat Theologiestudent Georg Heinrich Neubauer, der von Francke 1697/8 nach Holland und Norddt. entsandt wird, um das dortige fortschrittliche Waisenhauswesen zu studieren)

· dann Kauf eines eigenen Hauses

· 1698 Bau eines riesigen Hauptgebäudes

· 1698 umfangreiche Privilegien
, die u.a. das Waisenhaus
 der Magdeburger Regierung entzieht und als Annex der Universität unmittelbar dem Kurfürsten unterstellt

· Schulreform, am Ständesystem orientiert

· „deutsche Schulen“/Volksschule
: Bauern- und Handwerkerstand

· Pfingsten 1695 Bürgerschule/Lateinschule
: Pfarrer, Juristen, Mediziner, Kaufleute; Pädagogium regium
: Regierstand, Offiziere, höhere Staatsbeamte

· Realienunterricht

· „Aber die Standesschranken waren für Francke keine unübersteigbaren, geheiligten Grenzen.“ Je nach „Gaben“ ist ein „Aufstieg“ möglich.

· LehrerInnenbildungsanstalt
· 1699 Seminarium praeceptorum

· 1707 Seminarium selectum praeceptorum

· Reform des Theologiestudiums

· praxis pietatis; Dogma und Lehre treten in den Hintergrund (Absage an die Scholastik u. ihre Methoden); auf die subjektive Erbauung ausgerichtete, philologisch fundierte Bibellektüre wird zentral; Ausrichtung des Studiums an der Praxis.

· Einbindung der Studenten in den Unterricht innerhalb der Schulanstalt (für den Unterricht bekamen die mittellosen Studenten in den franckschen Anstalten „Freitische“, eine Art studentische Mensa)

· homiletische Übungen etc.

· Praxiserfahrung zeichnet Studenten der halleschen Universität gegenüber Studenten „orthodoxer“ Fakultäten aus

· Joachim Lange: trägt Konflikt mit lutherischer Spätorthodoxie und der Aufklärung aus; sein Bibelkommentar „Biblisches Licht und Recht“ wird zu einem hallischen Zentralwerk, durch Anordnung des preußischen Königs findet es in allen brandenburgischen Gemeinden Verbreitung.

· Druck- und Publikationswesen

· 1697 beginn des Buchhandels durch Heinrich Julius Elers
· 1701 Einrichtung einer Druckerei, Waisenhausverlag beginnt mit der Verlegung der Bücher Speners

· Bibelanstalt (Druckerei mit neuer Technik – Bibel erscheint in unglaublicher Auflage, sie wird zu einem alle Schichten durchdringenden „Volksbuch“); 1710 Hallische Bibelanstalt; Umbenennung 1775 in Cansteinsche Bibelanstalt

· Waisenhausapotheke/Medizin

· pharmazeutische Entwicklungen...

· Georg Ernst Stahl: Begründer einer vom pietistischen Geist geprägten medizinischen Schulrichtung

· Wachstum und Ausbau der Anstalten/Einrichtungen wurden ermöglicht durch Förderung auswärtiger, häufig adeliger Freunde und durch die Protektion durch den preußisch-brandenburgischen Staat!

Franckes Pädagogik

Francke setzt nicht nur Speners Gedanken in pädagogische Praxis um, sondern verschärft sie, indem er auf Lebensgerechtigkeit, tätiges Christentum und empirisch sichtbare Verwirklichung des Glaubens drängt.

Speners – in kein Schema gepresste – Vorstellung von der „Wiedergeburt“ arbeitet Francke zum Schema der „Bekehrung“ aus. „Nach der „Bekehrung“ oder Wiedergeburt muß der Mensch das in ihm gestiftete neue Wesen bewähren durch die Ablegung der alten Laster und die Vollbringung guter Werke.“

Die Schulen Franckes sind nach diesem Ziel der „Bekehrung“ ausgerichtet. Der Unterricht und die pädagogischen Maßnahmen zielen darauf, daß der natürliche, „feige“ Mensch in einen „Soldaten Gottes“
 umgewandelt wird. Der bekehrte Mensch hat mehr als die Unbekehrten ein nützliches Glied der Gesellschaft, der Gemeinschaft zu sein.

Die Pädagogischen Hauptziele
 sind die Erziehung zur Gottseligkeit und die Entwicklung des Verstandes zum Instrument für die allgemeine Wohlfahrt:

Erziehung zur Gottseligkeit:
Brechung des menschlichen Willens, Selbstverleugnung und Unterwerfung unter den göttlichen Willen


Mittel: Selbstkontrolle und Fremdkontrolle

Erziehung zur „christl. Klugheit“:
Nutzung der Zeit zur Ehre Gottes ist oberstes Gebot – Verpflichtung zur rastlosen Tätigkeit


Erziehung zielt auf die Praxis: Einführung von „Realienfächern“, praxisnahem Unterricht, Erlernung von Handwerkstätigkeiten


Erziehung zum „gesellschaftsfähigen“ Menschen (Sitte und Moral)

Fazit: Sein Erziehungsprogramm befindet sich in voller Übereinstimmung mit der Schulpolitik des Merkantilismus, für den alle Bildung eine Vorbereitung zum Beruf darstellen sollte.

In seinen erziehungstechnischen Bestrebungen „traf er sich mit dem Reformwillen des absolutistisch brandenburgischen Staates, der aus merkantilistischen und machtpolitischen Gründen an geistig toleranten, gebildeten und arbeitsamen Untertanen interessiert war. Geriet der Pietismus durch seine Erneuerungsmaßnahmen nicht nur in Konflikte mit der Orthodoxie, sondern auch mit den Landständen, so konnte das der Berliner Staatszentrale nur recht sein, denn die politische Entmachtung des Adels stand ohnehin auf dem Programm des Absolutismus.“

Francke gelingt es jedoch nicht, den theologischen Gegner des Pietismus und die Landstände auf Dauer zu überwinden bzw. für sich zu gewinnen. Das Hzm. Magdeburg „wurde durch ihn nicht zu einem neuen Leben erweckt“. „Die Folgen sind bis heute spürbar. Nach dem Jahre 1700 verzichtete der hallesche Pietismus auf regionale Breitenwirkung und schickte sich statt dessen an, Schlüsselpositionen im preußischen Staat und in der deutschen Gesellschaft zu erobern.“

Die Entwicklung der Beziehungen des halleschen Pietismus zum Berliner Hof in den Jahren 1700-1704 und Franckes Pläne zu einer inneren Reform Brandenburg-Preußens

1699-1700 Als Francke bemerkt, daß die Regierung in Berlin Bedenken gegen sein Verhalten hatte, bittet er um eine Visitation seiner Gemeinde u. des Schulwesens in Glaucha. Berlin kommt dieser Bitte nach. Den positiven Bericht, den D. Johann Fischer nach seiner Reise im Juli 1700 nach Berlin überbringt, zerstreut dort manches Mißtrauen.

Weitere Sicherheiten für Francke bringt die Berufung jenes D. Johann Fischers zum Generalsuperindendenten des Saalekreises und ersetn Konsistorialrat des Htm. Magdeburg.

Aus Dankbarkeit für die Hilfe Friedrichs I. veranstaltet er zu dessen Königskrönung am 18.1.1701 einen Festgottesdienst für die Kinder der Waisenhauses. Jene werden ermahnt, daß sie dem frischgebackenen König größeren Gehorsam schulden, als die „Kinder der Welt.“ Sie haben die umfassende „Pflicht zur Unterthänigkeit“. Ganz gegen Franckes sonstige, nicht-weltliche Einstellung wird sogar eine Barockarie vorgetragen. „Man sieht, Francke war durchaus zu Konzessionen an den Stil der Zeit, insbesondere an den Geschmack des Königs bereit, wenn dies sein Werk förderte.“ Der Text selbst beinhaltet eine einzige große Huldigung an den großen König.

12.10. 1701 Francke wird Mitglied der Berliner Akademie der Wissenschaften. Die Wahl verdankt er Leibniz, dem damaligen Akademiepräsidenten. Im selben Jahr erhält er vom König nochmals einen höheren Geldbetrag von 2000 Talern.

1702 erreicht Francke eine Erneuerung und Erweiterung
 des Privilegs von 1698 unter dem neuen königlichen Siegel. U.a. erhält das Waisenhaus für die Errichtung neuer Manufakturen erhielt eine Blankovollmacht. Besonders wichtig für die Ausbreitung des Halleschen Pietismus war das neue Privilegium für das Paedagogium Regium (Schule für Söhne des Adels und des Bürgertums). Für den Bau des Internats gewährte der Generalkriegskommissar Daniel Ludolf von Danckelmann die „Baufreiheit“.

· Schüler des Pädagogiums wurden bei der Stipendienvergabe des Htm. Magdeburg bevorzugt u. der Staat bevorzugte sie bei der späteren Einstellung in Ämter. Es war dies „die Grundlage der späteren Machtstellung des Pietismus in der preußischen Kirche, Schule und Verwaltung.“ (Hinrichs)

14.8.-16.10. 1702 Francke am preußischen Hof in Berlin.

Francke startet zwischen 1702 u. 04 einige Manufakturprojekte (Strumpfwirkerei, Porzellanmanufaktur), sie scheitern jedoch alle. Nur die Medikamentenherstellung und die Buchdruckerei erweisen sich als äußerst rentabel.

Des weiteren beginnt ebenso erfolgreich der Großhandel mit Wein, Kaffee, Kaviar und Kolonialwaren. „Es ist gewiß merkwürdig, daß Francke sein Waisenhaus zum Teil aus dem Handel mit solchen Waren finanzierte, deren Genuß er bei seinen Jüngern gewiß mißbilligt hätte.“ Francke erweist sich als Merkantilist par excellence.

Nach Erwerb des Zeitungsprivilegs 1703 macht sich Francke mit Mitarbeitenden an die Planung des Projekts. Wäre dieses voll verwirklicht worden, wäre die „Hallesche Zeitung“ die modernste ihrer Zeiten in Europa gewesen, mit Auslandskorrespondenten, Wissenschaftlichen Beiträgen etc. Im politischen Teil war eine enge Zusammenarbeit mit dem preußischen Staat geplant (!). Etwaige geheime Informationen, die die Korrespondenten auskundschaften sollten, sollten vertraulich der Berliner Regierung mitgeteilt werden.

Aus Ermangelung eines Chefredakteurs wurde die erste Ausgabe
 der „Halleschen Zeitung“ erst am 25.6.1708 pünktlich zum Besuch Friedrichs I. in Halle gedruckt.

Nebenher hegt Francke umfassende Pläne (Hauptziel: Stärkung der Berliner Regierung z.B. durch Vereinheitlichung u. Zentralisierung der Justiz und Stärkung des halleschen Pietismus im Brandenburg-Preußen), insbesondere zur inneren Reform Brandenburg-Preußens, doch der einzige Mensch, der seine Pläne hätte verwirklichen können, Paul von Fuchs, stirbt im Aug. 1704, wahrscheinlich ohne von dem Projekt noch zu erfahren. Franckes Plan darf trotz seines Scheiterns nicht „in einer Schilderung der Beziehungen des halleschen Pietismus zum preußischen Staat fehlen, denn er zeigt, wie eng sich Francke mit diesem Staatswesen verbunden fühle und welche Möglichkeiten er in ihm als Instrument zur Verwirklichung seiner Reformpläne angelegt sah.“ Außerdem beinhaltet Franckes Pläne einige Vorschläge zur Umbildung der magdeburgischen Regierung, „die ihm zehn Jahre lang große Schwierigkeiten bereitet hatte“. Er rät, daß Konsistorium von der Regierung zu trennen. Vorsitz des Konsistoriums solle Baron von Metternich
 haben. „Wohl in keinem Schriftstück Franckes tritt das Bündnis zwischen dem halleschen Pietismus und dem preußischen Absolutismus deutlicher zutage als in diesem. Um sein Reformprogramm zu verwirklichen, sah Francke keinen besseren Weg als die Beseitigung sämtlicher ständischer und partikularer Einflüsse in der Kirchen- und Justizverwaltung, deren enge Verknüpfung mit der lutherischen Orthodoxie er erfahren hatte. Deshalb sollte das kurfürstliche Summepiskopat auf Kosten des Patronatsrechts des Adels und der Magistrate ausgedehnt und die Provizialregierungen mit landfremden Personen besetzt werden, die über keine verwandtschaftlichen Verhältnisse zu den Ständen verfügten.“

Francke trat immer offener für den Absolutismus ein, um seine Vorstellung von der Gesamterneuerung der Gesellschaft voranzutreiben. In diesem Zush. wird ihm die Person des Königs besonders wichtig. Für sie entwirft er einen Fürstenspiegel mit dem Titel „einige Gedanken von der Auferziehung eines zum Regiment destinierten Printzen“. Die darin entfalteten Gedanken der „Gottesfurcht“, des Dienstes am Nächsten und er Bibeltreue sind für einen Fürstenspiegel nicht neu, doch erhält die Schrift einen eigenen Akzent durch die Unerbittlichkeit, mit der die gesamte Erziehung des Fürsten nach diesen drei Gedanken ausgerichtet werden soll. Das wichtigste ist natürlich die Brechung des Eigenwillens. Ob Friedrich Wilhelm I. die Schrift gekannt hat ist nicht zu sagen, auf jeden Fall erinnert die Erziehung seines Sohnes, dem späteren Friedrich II., sehr an Franckes pädagogischen Wahnsinn.

Im Blick auf seine Reformpläne hat Francke den Gedanken der weltweite Verbreitung. Der Plan zu einer solchen weltumfassenden Reform entwirft er in dem „großen Aufsatz“ (1704). Dieser Aufsatz ist zugleich ein Bericht darüber, welche Reform von Universität und Wissenschaft in Halle bereits durchgeführt wird und wurde.

„Man hat viele Gründe für das Scheitern der ökumenischen Pläne Franckes genannt
:

1. den machtvollen Aufbauwillen des preußischen Staates, der den halleschen Pietismus schließlich in seinen Dienst zwang;

2. den Einbruch der Aufklärung in das geistige Leben Deutschlands;

3. das Dahinschwinden des pietistischen Bildungs- und Reformoptimismus mach den vielen bitteren Erfahrungen, die man in den Anstalten mit den Zöglingen gemacht hatte;

4. den Mangel an geeigneten Mitarbeitern.

... .

Die oben angegebenen Gründe sollen hier keineswegs bestritten oder bagatellisiert werden. Aber es ist doch auffällig, daß alle großen Reformideen in den Jahren zwischen 1700 und 1704 entwickelt wurden, d.h. in der Zeit, in der der preußische Staat den halleschen Pietismus am entschiedensten unterstützte. Dann wurde es schlagartig nach 1704 ganz still um die weltumspannenden Pläne.“

Der „große Aufsatz“ geht nicht in Druck. Nach Deppermann ein Anzeichen dafür, daß im Verhältnis zwischen halleschem Pietismus und preußischem Staat eine schwere Krise entstand.

Die Krise des Verhältnisses zwischen dem halleschen Pietismus und dem preußischen Staat 1709-1713

Im Auftrag des Königs tritt 1703 eine Kommission zusammen, die die Union zwischen der lutherischen und reformierten Kirche vorbereiten soll. Der luth. Domprediger zu Magdeburg, Johann Joseph Winckler, ein Freund Franckes u. Mitglied jener Kommission spricht sich entschieden für eine staatliche Durchsetzung der Union (durch das ius episcopale des Landesherren) aus. Zudem fordert er, daß jede vakante luth. Pfarrstelle mit einem ehemaligen hallischen Studenten besetzt werden solle.

Francke wendet sich gegen diese gewaltsam herbeigeführten Unionspläne. „Die halleschen Pietisten bedienten sich oft und manchmal auf eine wenig christliche Weise der Staatsmacht (wie z.B. bei dem Streit mit dem Magistrat wegen des Klingelbeutels der Schulkirche 1699/1700 und vor allem bei der Vertreibung Christian Wolffs 1723), aber sie waren umgekehrt nie dazu bereit, dem Staat in Gewissensfragen Konzessionen zu machen, auch wen das große, äußerliche Vorteile gebracht hätte.“

Weiter leidet die Beziehung Franckes zu Berlin durch den Tod seiner wichtigsten „Gönner“: Paul von Fuchs (1704), Philipp Jakob Spener (1705), Samuel von Chwalkowski
 (Kammerpräsident; 1705), Georg Rudolf von Schweinitz (1707
); Daniel Ludolf von Danckelmann (1709).

„Canstein und Natzmer hielten die Situation am Berliner Hof für so hoffnungslos, daß sie keine Möglichkeit mehr sahen, dort noch etwas für den Pietismus zu wirken. Sie planten deshalb ernsthaft die Übersiedlung nach Halle.

Canstein wird bis zu seinem Tod 1719 immer mehr zu Franckes wichtigstem „Mittelsmann“ zum Berliner Hof.

1708 heiratet Prinzessin Sophie Luise von Mecklenburg Friedrich I. . Sophie behält ihren luth. Glauben und wählt sich ein Schüler Speners (Johann Porst) zum Beichtvater. Auf Einladung Sophies, die durch Porst auf die Bedeutung des hall. Pietismus aufmerksam gemacht wird, kommt Francke 1709 nach Berlin, um dort die Armenversorgung besser einzurichten. Sophie neigt zu religiös-mystischem Fanatismus, zudem werden zahllose Intrigen am Hof gegen sie gesponnen. Francke versucht der Königin ihre „papistischen Prinzipien“ auszutreiben und sie vom „sentimentalen Pietismus“ Porsts zu seinem eigenen, praktischen Christentum zu bekehren. Die Königin bringt dies m. E. noch mehr an den Rande der Verzweiflung – dem König „riß schließlich die Geduld“, er gibt Francke die Schuld an der „Verwirrung“ Sophies und verbannt ihn aus Berlin. Durch Porst und Canstein bleibt Francke weiter in geheimer Verbindung zur Königin.

Neben diesem persönlichen Konflikt zwischen dem König und Francke kommt es zu einem sachlichen im Blick auf die Religionspolitik des neuen Ministers für das Kirchen- und Schulwesen: 1705 wurde bereits in Berlin der Plan bekannt, eine vierte theol. Professur in Halle einzurichten u. diese reformiert zu besetzen. Canstein setzt sich am Hof für Francke gegen die reformierte Besetzung jener Professur ein, mit der Hauptbegründung, daß dieser Akt die Unionsbestrebungen des Hofes aufs schärfste gefährden. Marquard Ludwig von Prinzten, nach dem Tod Danckelmanns mit dem Oberkuratorium der Uni betraut, setzt den reformierten Johann Huldrich Heyden 1710 zum Professor ein. Die Pietisten wehren sich heftig und verweigern ihm die akademische Aufnahme in ihre Reihen. Zudem sperren sie sich gegen die Aufnahme von reformierten Studenten. Die Berliner Regierung gerät darüber in heftigen Zorn, zudem kommt es zu „anachronistischen“ Kanzelstreitigkeiten in Magdeburg zw. Reformierten u. Lutheranern. „In diesen Wirren schien auch der Bestand des Waisenhauses gefährdet zu sein.“ In Berlin wird 1712 zur Überprüfung sämtlicher, den Anstalten verliehener Privilegien und Konzessionen angeordnet. „Selbst an eine Vertreibung Franckes und Breithaupts aus Halle scheinen einige Minister im Berlin gedacht zu haben...“.

Die Gewinnung des Kornprinzen Friedrich Wilhelm für das Werk August Hermann Franckes und die Wiederaufnahme der Zusammenarbeit zwischen dem halleschen Pietismus und dem preußischen Staat

Nachdem der Thronprinz Friedrich Wilhelm ab 1711 entscheidenden Einfluß in den Regierungsgeschäften gewinnt, liegt Francke daran, diesen für sich und seine Anstalten zu gewinnen. Im Aug. 1711 verfaßt er eine umfassende Denkschrift über den bisherigen „Nutzen“ der Anstalten. Entscheidend ist hierbei, daß er sein Werk nicht nach religiösen, sondern nach merkantilistischen Gesichtspunkten rechtfertigt. Durch die Denkschrift und die Fürsprache von Generalleutnant Dubislav Gneomar von Natzmer läßt sich der Kronprinz umstimmen, und läßt Francke seine „gnädige Gesinnung“ übermitteln u. sagt ihm seine Dienste zu.

Am 12.4.1713 besucht Friedrich Wilhelm I. (nunmehr König) überraschend das Waisenhaus (zweistündige Inspektion ;-). Diese Besichtigung drängt nach Deppermann entscheidend dazu bei, daß der König endgültig für den Pietismus gewonnen werden kann. „Kurz vor Abschied berührte der König das schwierigste Problem in den Beziehungen zwischen halleschem Pietismus und preußischem Staat: die Frage des Krieges und des Söldnerwesens.“ Francke erwiedert auf eine der Fragen des Königs „ich habe mehr Freunde und Gönner unter den Soldaten, als unter den Geistlichen. Diese können nicht ertragen, daß ich ihr Tun nicht in allen Stücken billige.“ Auch in einen Brief an den König (datiert drei Tage später) bestätigt er nochmals seine durchaus positive Grundeinstellung zum Kriege.

Interessant ist, daß Francke in seinen Argumentationen nun ganz umschwenkt: Unter Friedrich I. galt die „Rechtsgläubigkeit“ des halleschen Pietismus unter Beweis zu stellen, nun gilt es zu zeigen, daß die Anstalten voll und ganz in das merkantilistische und politische System des absolutistischen Staates hineinpassen.

Anläßlich der Beerdigung Friedrich I. reist Francke nach Berlin. Friedrich Wilhelm I. empfängt ihn zu einer geheimen halbstündigen Audienz und bestätigt am 10.5.1713 das Privileg des Waisenhauses von 1702 im vollen Umfange. „Bei dieser Gelegenheit wurde auch der Streit zwischen der theologischen Fakultät und den Reformierten nach den Wünschen der Pietisten entschieden.“ Heyden muß seine Mitgliedschaft der theol. Fakultät aufkündigen.

Die Bedeutung des Bündnisses zwischen dem halleschen Pietismus und dem preußischen Staat

· Pietismus ist erste protestantische Bewegung seit der Reformation, die – trotz Exklusivitätsanspruch – alle Schichten des Volkes durchdringt.

· Geistige Wurzeln: Kirchenkritischer Spiritualismus, Pietismus neigte in seinen Anfängen zu Separatismus und Schwärmertum. Dieser „wilde, aber geschichtlich ohnmächtige Radikalismus“ wird durch die Verfolgungen der Orthodoxie verstärkt.

Die Bedeutung des preußischen Staates für den halleschen Pietismus:

· Er gewährt den „bedeutendsten Geistern der ersten Pietistengeneration“ Spener, Francke und Arnold Asyl und bewirkte dadurch, daß er diesen Zweig des Pietismus aus seiner kirchen-, staats und gesellschaftskritischen Tendenzen herausreißt. 

· Ohne den preußischen Staat wäre Francke und seine Anstalten in Halle nicht als Sieger aus den ca. 10-jährigen Auseinandersetzungen gegen Landstände und hallescher Orthodoxie hervorgegangen.

Die Bedeutung des halleschen Pietismus für den preußischen Staat:

· Pietist. Abwertung der Bedeutung der Dogmen und Sakramente und die Betonung der Unsichtbarkeit der „wahren Kirche“ schafft die Basis für das staatliche Summepiskopat über alle Konfessionen. 

Stärkung des uneingeschränkten Kirchenregiments der Berliner Regierung durch die von Francke beanspruchte Unterstützung im Kampf gegen die luth. Orthodoxie („geistige Hausmacht der Stände“). Im Gegenzug unterstützt der brandenburg-preußische Landadel die lutherischen Pfarrer, um dadurch indirekt das reformierte Herrscherhaus zu schwächen.

Sturz der lutherischen Orthodoxie vollendet das protestantische Staatskirchentum.

· Erziehung von „gehorsamen, berufstüchtigen und sozial verantwortungsbewußten
 Untertanen“.

· Die Tätigkeit der Feldprediger sorgen für die „moralische Tüchtigkeit“ des preußischen Heeres (z.Zt. Friedrich Wilhelm I.). Auf königl. Befehl dürfen nur Studenten aus Halle die Tätigkeit des Feldpredigers ausüben.

· „Spener, Francke und Friedrich Wilhelm I., den Pietisten auf dem preußischen Thron, darf man als die wirksamsten Volkserzieher des protestantischen Deutschlands nach Melanchthon und Luther ansehen.“

· „Der Aufstieg Brandenburg-Preußens zur ersten Macht des evangelischen Deutschlands ist mit der Förderung des Pietismus ebenso verknüpft wie der Niedergang Sachsens mit seiner Bekänpfung.“

· Unglaublich!!!: „Beide, der preußische Staat unter den ersten beiden Königen und der hallesche Pietismus, wirkten einträchtig zusammen, um die feudalistische Lebensordnung zu überwinden und ein modernes Bürgertum heranzubilden – der Staat durch seine merkantilistische Handelspolitik, der Pietismus, indem er den Untertanen die eigentliche ‚solide‘ bürgerliche Gesinnung einpflanzte.“

· Vorantreiben der „Volksbildung“: Um das pietistische Gedankengut voranzutreiben, nehmen sich die pietistischen Pfarrer preußenweit der „Volksschulen“ an, gründen neue, reformieren die bestehenden.

Konzessionen des halleschen Pietismus an den preußischen Staat:

· Verzicht auf die Forderung der teilweisen Trennung von Kirche und Staat (Wiedergewinnung der Kirchenrechte, größere Selbständigkeit für Einzelgemeinden).

Die Politik Franckes:

innenpolitischen Reformpläne:

· Ihm liegt daran, daß nicht die Stände und die Magistrate über die Kirche verfügen, sondern der König selbst. Dadurch erreicht er freie Hand und die königliche Unterstützung bei der Verwirklichung seiner geplanten Projekte.

· Zudem tritt er auch auf den Gebieten der Rechtspflege und der Kultur für Zentralisierung, Vereinheitlichung und Stärkung des absolutistischen Regiments ein. An seinen Gegnern sollte laut Francke „ein Exepel statuiert“ werden. Auch bei dem Kampf gegen die Aufklärung, insbesondere gegen Christian Thomasius und Christian Wolff „setzte er rücksichtslos die Brachialgewalt des Königs ein, um seine geistigen
 Gegner mundtot zu machen.“

· „In der Bekämpfung seiner Gegner bediente sich Francke der extremsten Ansichten des ‚Territorialismus‘ im Kirchenrecht (cf. Die ‚Klingelbeutelaffäre).“

· Andererseits bekämpfte Francke aufs härteste die preußischen Unionspläne (Ablehnung der Unionspläne von 1703 und Bekämpfung der reformierten Professur an der theol. Fakultät Halle). Deppermann schreibt, daß Francke den Zusammenschluß aufgrund der rein machtpolitischen (u. nicht geistigen) Gründe Preußens nicht tolerieren kann. M. E. muß jedoch was anderes dahinterstehen.

Die „Verdienste“ des Pietismus in puncto Kreation des „bürgerlichen Menschen“:

· Schaffung des „modernen Arbeitsethos“: Berufliche Tätigkeit ist nicht Strafe oder Buße, sondern eine „heilsame Notwendigkeit“. „Rastlose Tätigkeit ist nach pietistischer Lehre das beste Mittel, um ‚die bösen Lüste‘ zu ersticken. FaulenzerInnen kommen nach Francke in die Hölle.

Meine These: Arbeit dient nicht länger dem Überleben, sondern erfährt eine moralische Umpolung. Die Orientierung am ökonomischem Nutzen wird ausgekoppelt. Neues Motto: Um so mehr, desto gottseliger. 

· Forderung einer „methodischen Lebensführung“ und „gleichmäßiger Seelenlage“ entsprechen dem geforderten Arbeitsethos: Brechung des Eigenwillens, Gotteswille zählt in jeder Lebenslage. Ständige Selbst- und Fremdkontrolle durch führen von Tagebüchern und Aufstellung von Wochen- und Jahresplänen.

· Abwertung der Armut im geistlichen Sinne, da sie keinen „seelig mache“. Im Gegenzug führt Reichtum nicht zum Verlust jenes „Seelenheils“. „Wer aber Eigentum erwirbt, um seinem Nächsten zu helfen, so bringt er damit den besten Beweis, daß die Liebe Gottes in ihm ist.“

· Und es geht weiter: „Der bürgerlichen Sozialanschauung, nach der der Platz eines Menschen in der Gesellschaft sich bestimmt, durch den Wert seiner Arbeitsleistung, wohnte die Tendenz zur Einebnung der Standesunterschiede inne.“

· Menschliche Bewertung nach „Berufstüchtigkeit“ führt zu einer Nivellierung der Standesunterschiede. Soweit Adelige nicht ihre Güter verwalteten, traten sie in das preußische Heer od. in die preußische Verwaltung ein. „Es ist wesentlich dem Pietismus mitzuverdanken, daß – ... – der politisch entmachtete Adel positiv in das Gefüge des preußisch absolutistischen Staates eingebaut und zu seinem Hauptträger wurde.“

� Vgl. Großgebauers Schrift „Wächterstimme aus dem verwüsteten Zion


� Berufung und Abberufung der Prediger.


� Drei Kritikpunkte an der offiziellen Kirche: (1) Verkürzung der Rechtfertigungslehre (s.o.); (2) dogmatisch-rationaler Glaubensbegriff, der nicht auf Erfahrung beruht; (3) Verbindung der Kirche zum Staat.


� ↔ Episkopalismus: Summus episcopus ist Amt im Auftag der Kirche, es Dient der Durchsetzung der vom Lehrstand festgesetzten „reinen Lehre“.


� AbendmahlsteilnehmerInnen.


� EthusiastInnen und RationalistInnen sind zu diesem Zeitpunkt noch die gemeinsamen GegnerInnen der lutherischen Orthodoxie.


� Durch diesen Briefkontakt ist der Einfluß Franckes am Hof nicht gering!!!


� u.a. in Berlin 1725 unter Friedrich Wilhelm I. das große Militärwaisenhaus


� Privilegien werden am 19.9.1798 ausgestellt, die wichtigsten sind:


Immediatstellung des Waisenhauses unter dem Kurfürsten (Annex der Uni + Anstalt des öffentlichen Rechts)


Lizenz für eine Buchdruckerei, Buchbinderei, einen Buchladen und eine öffentliche Apotheke


Lizenz für Anstellung diverser Handwerker: Schneider, Schuster, Schied, Tischler, Böttcher, die auch ausbilden sollten


Back- und Braugerechtigkeit


Vorkaufsrecht für sämtliche umliegenden, unbebauten Grundstücke (§§9-13)


Zünfte sollen Waisenkinder ohne Vorlage des Geburtsbriefes als Lehrlinge anstellen (§17)


bei Aufnahme in den Gesellenverband sollen Waisenkinder keine Kosten zahlen (§18)


studierte Waisenkinder sollten bei gleicher Qualifikation bevorzugt Stipendien erhalten (§19)


uneingeschränkte Akzise-, Zoll- und Geleitfreiheit für das Waisenhaus


alle Kirchen des Hzm. Magdeburg und des Fürstentums Halberstadt sollen jährlich einen Taler an das Waisenhaus zahlen


Hzm. Magdeburg und F. Halberstadt sollen ein Zehntel aller Geldstrafen unter 50 Talern an das Waisenhaus abführen


Lizenz für die Veranstaltung einer Kollekte in allen kurfürstlichen Landen


Zwischen 1698 und 1700 kommt es wegen dieser Privilegien zu mehreren scharfen Auseinandersetzungen mit den Landständen und den Zünften. Manche Privilegien werden darauf abgewandelt oder ganz eingestellt (u.a. § 17), da es nicht in der Intention Brandenburg-Preußens lag, sich die dauerhafte Feindschaft unter Landständen und Zünften einzuhandeln.


„Nach diesen Ereignissen weigerte sich Francke, Findlinge und uneheliche Kinder in sein Waisenhaus aufzunehmen. Er hatte es erlebt, daß es unmöglich war, diese bedauernswerten Geschöpfe zu vollwertigen Menschen der bürgerlichen Gesellschaft zu machen. Da Francke von seinen Stiftungen aus eine Gesamtreform der Gesellschaft bewirken wollte und keineswegs bloß die Linderung des schlimmsten Elends im Sinne hatte, konnte er Menschen, die von vornherein zu einem Paria-Dasein vedammt waren, nicht mehr recht gebrauchen.“


� 1727: 10 Erzieher, 100 Jungen und 34 Mädchen.


� 1727: Personal 4 Inspektoren, 98 Lehrer, 8 Lehrerinnen; 1725 SchülerInnen


� 1727: 3 Inspektoren, 32 Lehrer und 400 Schüler(Innen?)


� 1727: 1 Inspektor, 27 Lehrer und 82 Schüler


� benannt nach dem finanziellen Unterstützer Freiherr Carl Hildebrand von Canstein


� Zitat aus Franckes „Pädagogischen Schriften“.


� formuliert in der Schrift „Kurzer und einfältiger Unterricht, wie die Kinder zur wahren Gottseligkeit und christlichen Klugheit anzuführen sind“


� U.a. erhilet der § über die Akzisefreiheit erhielt die Ergänzung, daß nun auch Wolle, Flachs u. alle anderen Rohstoffe für die Waisenhausmanufakturen steuerfrei eingekauft werden können.


� Redakteur war nun der Jurastudent Jacob Gabriel Wolf


� Bruder des preußischen Gesandten vom Reichstag zu Regensburg. Mit ihm hatte Francke drei Jahre vorher das Projekt der Generalvisitation Preußens durchgesprochen.


� Hier wohl nach Beyreuther.


� Francke verdankt Chwalkowski hohe Geldgeschenke und das Zeitungsprivileg.


� Begeht im „religiösen Wahnsinn“ Suizid.


� Dies bezweifle ich ebenso.


� Daß die Gegnerschaft auf rein „geistiger“ Ebene lag, bezweifle ich. Die Bewegung der Aufklärung steht konträr zu Franckes gesellschaftlichen, anthropologischen und kirchlichen Vorstellungen.





